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310. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
14. Juni 1988 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende

Recht

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten der Niederlande hat Brunei
am 10. Mai 1988 seine Beitrittsurkunde zum Über-
einkommen über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht (BGBl.
Nr. 295/1963, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 241/1988) hinterlegt.

Vranitzky

311 . Viertes Übereinkommen über, ein
Arbeitsprogramm zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik
über die kulturelle und wissenschaftliche
Zusammenarbeit für die Jahre 1988 bis 1991

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, nachfolgend als Seiten bezeichnet, sind,

geleitet von dem Wunsch, die freundschaftlichen
Beziehungen zwischen der Republik Österreich
und der Deutschen Demokratischen Republik auf
der Grundlage der Schlußakte der Konferenz über
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in ihrer
Gesamtheit zu entwickeln und zu vertiefen

sowie einen Beitrag zur „Weltdekade der kultu-
rellen Entwicklung 1988—1997" zu leisten,

zur Durchführung des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Deutschen Demokra-

tischen Republik über die Zusammenarbeit auf den
Gebieten der Kultur und Wissenschaft *), unter-
zeichnet am 31. März 1978 in Berlin,

wie folgt übereingekommen:

I. Kultur und Kunst

Artikel 1

Beide Seiten tauschen auf der Grundlage von
Vorschlägen und Einladungen im Gültigkeitszeit-
raum dieses Arbeitsprogramms Experten und Kul-
turschaffende auf dem Gebiet der Literatur, der
Musik, der bildenden, der angewandten und der
darstellenden Kunst, der Unterhaltungskunst, des
Films und zur Teilnahme (aktiv und passiv) an
künstlerischen Wettbewerben, Kursen und Semina-
ren sowie zum Besuch von Festspielen für die
Gesamtdauer von jeweils 180 Personentagen aus.

Artikel 2

Beide Seiten tauschen im Gültigkeitszeitraum
dieses Arbeitsprogramms Experten auf den nachfol-
gend genannten Gebieten zu folgenden Kontingen-
ten aus:

a) Museumswesen — je 30 Personentage
b) Denkmalpflege und Restaurierung

— je 30 Personentage
c) Bibliotheken und wissenschaftliche Kinema-

tographie — je 20 Personentage

Beide Seiten bekräftigen ihr Interesse insbesondere
am Austausch von Erfahrungen in der Leitung und
Organisation in diesen Bereichen, am Schriftenaus-
tausch und am Leihverkehr.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 237/1979
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Artikel 3

(1) Beide Seiten tauschen 1989 und 1990 je eine
repräsentative Museumsausstellung mit einem Rah-
menprogramm aus.

Die österreichische Seite — Künstlerhaus —
empfängt 1989 eine Ausstellung des Museums der
bildenden Künste Leipzig.

Die Seite der Deutschen Demokratischen Repu-
blik empfängt 1990 eine repräsentative Museums-
ausstellung des Künstlerhauses Wien. Für die Rah-
menprogramme stellen beide Seiten jeweils Kontin-
gente bis zu 30 Personentagen zur Verfügung.

Die Modalitäten werden auf diplomatischem
Wege vereinbart.

(2) Beide Seiten fördern den Austausch von Aus-
stellungen des Museums der bildenden Künste
Leipzig, Graphische Sammlung, und der Graphi-
schen Sammlung Albertina Wien.

Die Modalitäten der Ausstellungen werden zwi-
schen den Partnern direkt vereinbart.

(3) Das Kunsthistorische Museum in Wien,
Sammlung für Plastik und Kunstgewerbe, wäre
bereit, eine „Bronzen-Ausstellung" in Berlin und
Dresden zu zeigen, wenn eine entsprechende Ge-
genausstellung ausgetauscht werden könnte.

Die Modalitäten der Ausstellungen werden zwi-
schen den Partnern direkt vereinbart.

(4) Das Naturhistorische Museum in Wien
bekundet sein Interesse an einer Ausstellung „Das
Sächsische Erzgebirge; Geologie — Bergbau —
Kultur" des Staatlichen Museums für Mineralogie
und Geologie zu Dresden.

Das Naturhistorische Museum in Wien wäre
bereit, eine Ausstellung über „Mineralien und
Gesteine der Ostalpen" in die DDR zu entsenden.

Die Modalitäten der Ausstellungen werden zwi-
schen den Partnern direkt vereinbart.

(5) Der österreichische Verein für Volkskunde in
Wien bekundet sein Interesse an einer volkskundli-
chen Ausstellung aus der DDR.

Die Modalitäten der Ausstellungen werden zwi-
schen den Partnern direkt vereinbart.

(6) Die österreichische Seite teilt mit, daß die
Stadt Wien die Ausstellung „Moderne Kunst der
80er Jahre" anbietet.

(7) Für die Vorbereitung der in den Punkten (3)
bis (5) genannten Ausstellungen werden Experten
bis zu einer Gesamtdauer von jeweils 40 Personen-
tagen ausgetauscht.

Artikel 4

Beide Seiten führen im Gültigkeitszeitraum die-
ses Arbeitsprogramms in der Republik Österreich

die dritte gemeinsame Konferenz zum Thema
„Restaurierung und Denkmalpflege" unter der
Schirmherrschaft des Ministers für Kultur der
Deutschen Demokratischen Republik und des Bun-
desministers für Wissenschaft und Forschung der
Republik Österreich durch.

Die österreichische Seite stellt für die Teilnehmer
aus der Deutschen Demokratischen Republik ein
Kontingent von 30 Personentagen zur Verfügung.

Die Details der Vorbereitung und Durchführung
dieser Konferenz werden gesondert vereinbart.

Artikel 5

Beide Seiten führen 1990 in der Deutschen
Demokratischen Republik, Eisenach, auf der Wart-
burg ein Symposium für Museumsexperten durch.

Die Seite der Deutschen Demokratischen Repu-
blik stellt für die Teilnehmer aus der Republik
Österreich ein Kontingent von 30 Personentagen
zur Verfügung.

Artikel 6

Beide Seiten begrüßen die Zusammenarbeit des
Börsenvereins der Deutschen Buchhändler zu Leip-
zig und des Hauptverbandes des Österreichischen
Buchhandels in Wien. Die Möglichkeit der Durch-
führung einer gemeinsamen Buchausstellung aus
beiden Ländern während des Gültigkeitszeitraums
dieses Arbeitsprogramms wird geprüft.

Dafür wird ein Austauschkontingent von jeweils
21 Personentagen vorgesehen.

Artikel 7

(1) Beide Seiten fördern Initiativen, um die Lite-
ratur des anderen Landes, einschließlich der Kin-
der- und Jugendliteratur, in der zwischen den ent-
sprechenden Einrichtungen vereinbarten Form
bekannt zu machen, und nützen die Möglichkeit,
literarische Werke durch Veröffentlichungen und
andere geeignete Formen zu verbreiten.

(2) Sie empfehlen die gegenseitige Teilnahme an
internationalen Buchausstellungen und Messen,
darunter an

— der Internationalen Leipziger Buchmesse,
— der Ausstellung „Schönste Bücher aus aller

Welt" in Leipzig,
— der Internationalen Buchkunstausstellung

(iba) in Leipzig, 1989, und
— vergleichbaren Buchausstellungen in Öster-

reich.

(3) Die österreichische Seite weist darauf hin,
daß von der Stadt Wien jährlich drei bis vier Auto-
ren aus der Deutschen Demokratischen Republik
eingeladen werden.
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Artikel 8

Beide Seiten tauschen in den Jahren 1990/1991
je eine (gegebenenfalls eine gemeinsame) Ausstel-
lung aus dem zeitgenössischen Kunstschaffen ihrer
Länder zur Thematik „Die Frau als Künstlerin"
aus, die durch ein Rahmenprogramm ergänzt wer-
den soll. Für die Vorbereitung und Durchführung
dieser Projekte wird pro Ausstellung ein Kontin-
gent von jeweils 40 Personentagen bereitgestellt.
Die Modalitäten des Rahmenprogramms wie
Filme, Lesungen, Konzerte, Vorträge ua. werden
gesondert geregelt.

Artikel 9

Beide Seiten unterstützen eine österreichische
Beteiligung an der Ausstellung „Plastik und Blu-
men", die von Mai bis September 1988 in Berlin,
Treptower Park, stattfindet.

Artikel 10

Beide Seiten begrüßen die Durchführung der
Wieland-Förster-Ausstellung der Akademie der
Künste der Deutschen Demokratischen Republik in
Zusammenarbeit mit dem Künstlerhaus Wien.

Artikel 11

Beide Seiten beabsichtigen, während des Gültig-
keitszeitraums dieses Arbeitsprogramms ein Sym-
posium mit dem Titel „Kunst am Krankenbett" ver-
bunden mit einer Ausstellung zu diesem Thema
durchzuführen, mit dem Ziel, die gegenwärtigen
wissenschaftlichen Erkenntnisse der therapeuti-
schen Konfrontation von Patienten mit Kunstwer-
ken darzulegen.

Die Modalitäten werden gesondert vereinbart.

Artikel 12

(1) Beide Seiten werden die Anliegen, die die
jeweils andere Seite im Zusammenhang mit den
Feierlichkeiten zum 200. Todestag von Wolfgang
Amadeus Mozart im Jahre 1991 und anderen natio-
nalen und internationalen Jubiläen, Feierlichkeiten
und Festivals vorträgt, wohlwollend prüfen und
begrüßen wissenschaftliche, künstlerische und kul-
turpolitische Maßnahmen auf kommerzieller und
nichtkommerzieller Ebene.

(2) Das Ministerium für Kultur der Deutschen
Demokratischen Republik beabsichtigt, im Gültig-
keitszeitraum dieses Arbeitsprogramms als Beitrag
zur Edition der neuen Mozartausgabe die seit 1955
jährlich gezahlte Mozart-Dankspende von
20 000 M zugunsten der Internationalen Stiftung
Mozarteum Salzburg fortzusetzen.

(3) Die österreichische Seite teilt mit, daß das
Amt der Burgenländischen Landesregierung die
gegenseitige Teilnahme an Tagungen bzw. kultu-
rellen Veranstaltungen im Zeichen Franz Liszts

anregt und gegenseitige Studienaufenthalte zur
Franz Liszt-Forschung begrüßt.

Artikel 13

Beide Seiten ermutigen zur gegenseitigen Beteili-
gung von Künstlern, Ensembles und mit künstleri-
schen Produktionen an Festivals im Partnerstaat,
insbesondere an den Wiener Festwochen und den
Berliner Festtagen.

Artikel 14

(1) Beide Seiten begrüßen die Entwicklung der
Beziehungen auf den Gebieten Kultur und Kunst
auf kommerzieller Basis. In diesem Zusammenhang
begrüßen beide Seiten die Vereinbarung folgender
repräsentativer Gastspiele:

— Berliner Ensemble oder Deutsches Theater
Berlin in Österreich 1989;

— Ballett der Wiener Staatsoper zu den Berliner
Festtagen 1989.

(2) Die österreichische Seite teilt mit, daß
— das Raimund-Theater für Juli 1988 ein Ber-

lin-Gastspiel mit dem Musical „A Chorus
Line" plant,

— das Serapions-Theater für Dezember 1988
ein Gastspiel in der Deutschen Demokrati-
schen Republik vorbereitet und

— das Jura Soyfer-Theater an der Fortsetzung
der bisherigen Beziehungen insbesondere zu
den Berliner Theatern „Die Distel" und
„Volksbühne" interessiert ist.

Artikel 15

Beide Seiten begrüßen den Austausch von Film-
veranstaltungen, einschließlich Filmwochen, zwi-
schen Filminstitutionen beider Partnerstaaten.

Die Modalitäten werden zwischen den betreffen-
den Einrichtungen direkt vereinbart.

Artikel 16

Beide Seiten begrüßen die Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Filmproduktion.

Artikel 17

Beide Seiten ermutigen zur gegenseitigen Beteili-
gung an Filmfestivals und -Wettbewerben im jewei-
ligen Partnerstaat mit Filmen und Filmschaffenden.
Sie tauschen dazu gegenseitig Informationen aus.

Artikel 18

Beide Seiten unterstützen die Zusammenarbeit
des Österreichischen Filmarchivs und des Staatli-
chen Filmarchivs der Deutschen Demokratischen
Republik, insbesondere beim Austausch von Fil-
men, wissenschaftlichen Materialien und Publika-
tionen.
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Sie begrüßen die Zusammenarbeit beider Institu-
tionen auf dem Gebiet der Geschichte der Kinema-
tographie.

Artikel 19

Beide Seiten begrüßen die gegenseitige Entsen-
dung von Jurymitgliedern bzw. Lehrkräften für
künstlerische Wettbewerbe, Kurse und Seminare.

Artikel 20

Beide Seiten empfehlen die Entwicklung von
Beziehungen zur gegenseitigen Konsultation und
Zusammenarbeit zwischen dem Institut für kultu-
relles Management, künstlerische Betriebsführung
und Öffentlichkeitsarbeit (IKM) an der Hoch-
schule für Musik und darstellende Kunst in Wien
und dem Institut für Kulturforschung beim Mini-
sterium für Kultur der Deutschen Demokratischen
Republik.

Artikel 21

Beide Seiten begrüßen den Austausch von Hospi-
tanten zwischen Theatern beider Partnerstaaten
zum Studium der Arbeitsweise von Regisseuren,
Choreographen und Dirigenten bei ausgewählten
Inszenierungen.

Die Modalitäten werden von den zuständigen
Institutionen direkt verhandelt.

Artikel 22

Beide Seiten fördern die direkte Zusammenarbeit
zwischen der Ballettschule der Österreichischen
Bundestheater und der Staatlichen Ballettschule
Berlin.

Artikel 23

Beide Seiten fördern die Entwicklung zu ver-
stärkter Zusammenarbeit im Bereich von künstleri-
schem Mode-Design.

Artikel 24

Beide Seiten fördern die Zusammenarbeit bei der
Herausgabe des „Allgemeinen Künstlerlexikons"
des VEB E. A. Seemann Verlages Leipzig.

Artikel 25

Beide Seiten begrüßen die direkte Zusammenar-
beit zwischen dem Schauspielhaus Berlin und der
Konzerthaus-Gesellschaft Wien sowie der Komi-
schen Oper Berlin und den Vereinigten Bühnen
Wien.

Artikel 26

Beide Seiten begrüßen die Entwicklung direkter
Beziehungen zwischen kulturpolitisch und kultu-
rell-künstlerisch wirkenden Organisationen, darun-
ter ua. zwischen dem Kulturbund der Deutschen

Demokratischen Republik und dem Wiener Volks-
bildungswerk sowie zwischen den Schriftsteller-,
Komponisten-, Architekten- und anderen Künstler-
verbänden bzw. -Vereinigungen beider Staaten.

Artikel 27

(1) Das Amt für industrielle Formgestaltung der
Deutschen Demokratischen Republik empfängt im
Gültigkeitszeitraum dieses Arbeitsprogramms als
Teilnehmer an Entwurfsseminaren bzw. als Dozen-
ten für Weiterbildungsveranstaltungen am Bauhaus
Dessau jeweils 1 bis 2 österreichische Designer für
jeweils 14 Tage.

(2) Das österreichische Institut für Formgebung
empfängt 1989 als Referenten für eine Weiterbil-
dungsveranstaltung zur Ergonomie für insgesamt
14 Tage den Chefergonomen der Gestaltungsein-
richtung des Amtes für industrielle Formgestaltung,
des VEB Designprojekt Dresden.

Artikel 28

Beide Seiten tauschen Informationen, Materia-
lien und Terminkalender über bedeutende kultu-
relle und künstlerische Ereignisse in beiden Part-
nerstaaten aus, insbesondere:

— Publikationen des Instituts für Denkmal-
pflege der Deutschen Demokratischen Repu-
blik und des Bundesdenkmalamtes Wien,

— Publikationen über die Restaurierung von
Werken der bildenden Kunst,

— Periodika und methodische Materialien auf
dem Gebiet der Volks- und Laienkunst,

— Publikationen auf dem Gebiet des Museums-
wesens.

II. Wissenschaft

Artikel 29

(1) Beide Seiten tauschen im Gültigkeitszeitraum
dieses Arbeitsprogramms zum Zwecke der Erfah-
rungsvermittlung und zur Prüfung weiterer Mög-
lichkeiten wissenschaftlicher Zusammenarbeit
Experten bis zu einer Gesamtdauer von jeweils
28 Personentagen aus.

(2) Die Realisierung dieses Austauschs erfolgt
seitens der Republik Österreich durch das Bundes-
ministerium für Wissenschaft und Forschung und
seitens der Deutschen Demokratischen Republik
durch das Ministerium für Hoch- und Fachschul-
wesen.

Artikel 30

(1) Beide Seiten tauschen jährlich auf der Grund-
lage von Einladungen fünf Universitäts- bzw.
Hochschullehrer zur Durchführung von Lehrver-
anstaltungen an Universitäten und Hochschulen bis
zu einer Gesamtdauer von jeweils 50 Personenta-
gen aus.
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(2) Der Gegenstand und der Ort der Lehrveran-
staltungen sowie die Dauer des Aufenthaltes wer-
den in jedem Fall einvernehmlich zwischen den
zuständigen Stellen der beiden Seiten festgelegt.

Artikel 31

Beide Seiten tauschen jährlich auf Vorschlag der
delegierenden Seite bis zu sieben Universitätslehrer
zum Zwecke der wissenschaftlichen Arbeit für die
Aufenthaltsdauer von jeweils einem Monat pro
Person aus.

Artikel 32

Beide Seiten tauschen jährlich auf Vorschlag der
entsendenden Seite Universitätslehrer und andere
Wissenschaftler zur Durchführung gemeinsamer
wissenschaftlicher Forschungsprojekte auf den
Gebieten Geisteswissenschaften, Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften sowie Rechtswissenschaft bis
zu einer Gesamtdauer von jeweils 50 Personenta-
gen aus.

Artikel 33

Beide Seiten gewähren Studierenden und gradu-
ierten Akademikern aus dem Partnerstaat jährlich
fünf einmonatige Stipendien zur Teilnahme an
Kursen oder zur Durchführung wissenschaftlicher
Arbeiten, einschließlich Bibliotheks- und Archivstu-
dien. Die Höchstaltersgrenze für Kandidaten
beträgt 35 Jahre.

Artikel 34

(1) Beide Seiten setzen ihre Zusammenarbeit auf
den Gebieten der Landeskunde, Sprach- und Lite-
raturwissenschaft fort und ermutigen zur direkten
Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen wissen-
schaftlichen Institutionen auf diesen Gebieten.

(2) Beide Seiten tauschen auf der Grundlage von
Vorschlägen der entsendenden Seite je einen Lek-
tor für Sprachwissenschaften und für neuere öster-
reichische Literatur bzw. Literatur der Deutschen
Demokratischen Republik für die Dauer eines Stu-
dienjahres aus.

(3) Beide Seiten führen im Jahre 1988 ein
gemeinsames Seminar zum Thema „Die öster-
reichische und deutsche Literatur im Kampf gegen
Nationalsozialismus und Krieg" durch.

Artikel 35

Beide Seiten gewähren Studierenden und gradu-
ierten Akademikern aus dem Partnerstaat jährlich
Stipendien zur Durchführung von Studien und For-
schungen an Universitäten und Kunsthochschulen
sowie für Bibliotheksarbeiten für die Gesamtdauer
von jeweils 20 Monaten pro Jahr.

Die Mindestdauer jedes dieser Stipendien beträgt
drei Monate. Die Höchstaltersgrenze für Kandida-
ten beträgt 35 Jahre.

Artikel 36

(1) Beide Seiten tauschen Erfahrungen auf dem
Gebiet des Hochschulfernstudiums und auf dem
Gebiet der Weiterbildung an Universitäten und
Hochschulen aus.

(2) Beide Seiten begrüßen eine projektbezogene
Zusammenarbeit zum Thema „Technologieent-
wicklung und Weiterbildung" zwischen der Inge-
nieurhochschule Zittau und dem Interuniversitären
Forschungsinstitut für Fernstudien in Klagenfurt.

Die Modalitäten werden direkt vereinbart.

Artikel 37

Beide Seiten setzen ihre Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Geschichte, insbesondere der
Geschichte der Arbeiterbewegung, fort. Zu diesem
Zweck tauschen sie im Gültigkeitszeitraum dieses
Arbeitsprogramms je Seminar Experten für jeweils
16 Personentage aus.

Artikel 38

(1) Beide Seiten fördern die direkte Zusammen-
arbeit zwischen den Universitäten und Hochschu-
len der Partnerstaaten.

(2) Beide Seiten unterstützen auf der Grundlage
bestehender Vereinbarungen die Zusammenarbeit
zwischen der Humboldt-Universität zu Berlin und
der Universität Wien, der Martin-Luther-Universi-
tät Halle-Wittenberg und der Johannes-Kepler-
Universität Linz, der Karl-Marx-Universität Leip-
zig und der Universität Graz. Beide Seiten begrü-
ßen die Zusammenarbeit der Hochschule für bil-
dende Künste in Dresden und der Akademie der
bildenden Künste in Wien, der Hochschule für
angewandte Kunst in Wien und der Hochschule
für bildende Künste in Dresden, der Hochschule
für angewandte Kunst in Wien und der Hoch-
schule für bildende Künste in Leipzig, der Hoch-
schule für Musik „Franz Liszt" Weimar und der
Hochschule für Musik und darstellende Kunst
„Mozarteum" in Salzburg, der Hochschule für
Schauspielkunst „Ernst Busch" Berlin und der
Hochschule für Musik und darstellende Kunst
„Mozarteum" in Salzburg sowie zwischen der
Hochschule für industrielle Formgestaltung Halle
und der Hochschule für künstlerische und indu-
strielle Gestaltung in Linz auf der Grundlage direk-
ter Kontakte.

(3) Beide Seiten unterstützen Initiativen ihrer
Universitäten und Hochschulen zur Einladung von
Lehrkräften zur Durchführung von Lehrveranstal-
tungen im Einklang mit den für solche Veranstal-
tungen geltenden Vorschriften und nach Maßgabe
der vorhandenen finanziellen Mittel.

(4) Beide Seiten begrüßen den zwischen der
Hochschule für bildende Künste Dresden und der
Akademie der bildenden Künste Wien für 1988/89
vorgesehenen Austausch von Ausstellungen.
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Artikel 39

Beide Seiten begrüßen die Durchführung von je
einem Seminar in der Deutschen Demokratischen
Republik bzw. in der Republik Österreich zu Fra-
gen des Wechselverhältnisses zwischen Wissen-
schaft und Kultur.

Die Modalitäten werden gesondert vereinbart.

Artikel 40

(1) Beide Seiten vereinbaren im Gültigkeitszeit-
raum dieses Arbeitsprogramms die Durchführung
weiterer Seminare über praxisbezogene Hochschul-
ausbildung in der Deutschen Demokratischen
Republik bzw. in der Republik Österreich.

(2) Zu diesem Zweck tauschen beide Seiten je
Seminar bis zu fünf Teilnehmer aus. Die Dauer
jedes Seminars beträgt bis zu fünf Tagen.

Artikel 41

Beide Seiten begrüßen die Durchführung je eines
Workshop in der Deutschen Demokratischen
Republik und in der Republik Österreich mit dem
Thema „Technikgestaltung — Technikfolgenbe-
wertung".

Die Modalitäten werden direkt vereinbart.

Artikel 42

Beide Seiten unterstützen die Arbeit der Ständi-
gen Expertenkommission zu Fragen der weiteren
gegenseitigen Anerkennung der Gleichwertigkeit
von Reifezeugnissen, Studienzeiten an Universitä-
ten, Universitätszeugnissen und akademischen Gra-
den auf der Basis der entsprechenden Verträge vom
20. Juli 1981 und vom 5. November 1984 zwischen
der Republik Österreich und der Deutschen Demo-
kratischen Republik.

Artikel 43

Beide Seiten ermutigen zur Fortsetzung der
direkten Zusammenarbeit zwischen der Akademie
der Wissenschaften der Deutschen Demokratischen
Republik und der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften.

III. Bildungswesen

Artikel 44

(1) Beide Seiten entwickeln die Zusammenarbeit
im Bereich der Volksbildung auf folgenden Gebie-
ten:

— Allgemeinbildendes Schulwesen, Inhalt und
Methoden des Unterrichts an allgemeinbil-
denden Schulen;

— Gesetzgebung und Verwaltung im Schulbe-
reich,

— Inhalt und Methoden zur Entwicklung der
mathematisch-naturwissenschaftlichen und
technischen Bildung;

— Ökologische Bildung und Erziehung im Rah-
men der Allgemeinbildung;

— Schulmedizin, gesundheitliche Betreuung der
Schuljugend, Schulsport und Gesundheitser-
ziehung;

— Sonderschulwesen und Heimerziehung;
— Erwachsenenbildung an Volkshochschulen;
— Berufsorientierung, Berufsvorbereitung und

Bildungsberatung;
— Schulbau und Schuleinrichtung.

(2) Zu diesem Zweck tauschen beide Seiten im
Gültigkeitszeitraum dieses Arbeitsprogramms
Experten zum Informations- und Erfahrungsaus-
tausch für eine Gesamtdauer von jeweils 40 Perso-
nentagen aus.

Artikel 45

(1) Beide Seiten fördern die Zusammenarbeit
zwischen den Pädagogischen Hochschulen der
Deutschen Demokratischen Republik und den Päd-
agogischen Akademien des Bundes der Republik
Österreich, insbesondere der Pädagogischen Hoch-
schule „Karl Friedrich Wilhelm Wander" in Dres-
den mit der Pädagogischen Akademie des Bundes
in Wien und der Friedrich-Schiller-Universität Jena
mit der Pädagogischen Akademie des Bundes in
Kärnten.

(2) Die genannten Institutionen tauschen im
Gültigkeitszeitraum dieses Arbeitsprogramms zum
Zwecke des Informations- und Erfahrungsaustau-
sches Experten für eine Gesamtdauer von jeweils
50 Personentagen auf folgenden Gebieten aus:

— Aus- und Weiterbildung der Lehrer;
— Ziele, Inhalte und methodische Gestaltung

ausgewählter Unterrichtsfächer (Fremdspra-
chen, Mathematik, Geographie);

— Fachdidaktik sowie Einsatz und Entwicklung
von Unterrichtsmitteln für den Fremdspra-
chenunterricht.

Artikel 46

Beide Seiten fördern die Zusammenarbeit zwi-
schen der Akademie der Pädagogischen Wissen-
schaften der Deutschen Demokratischen Republik
und den Abteilungen des Zentrums für Schulversu-
che und Schulentwicklung in Wien, Klagenfurt und
Graz. Die genannten Institutionen tauschen im
Gültigkeitszeitraum dieses Arbeitsprogramms zum
Zwecke des Informations- und Erfahrungsaustau-
sches pädagogische Dokumentationen, Periodika
sowie Forschungsberichte aus und entsenden
Experten für eine Gesamtdauer von jeweils 20 Per-
sonentagen auf folgenden Gebieten:

— Schulversuche und Schulentwicklung, päd-
agogische und psychologische Untersuchun-
gen;
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— Erarbeitung und Einführung von Lehrplänen,
Lehrplantheorie;

— Inhalt und Methoden der Informatikausbil-
dung.

Artikel 47

Beide Seiten tauschen im Gültigkeitszeitraum
dieses Arbeitsprogramms Studiendelegationen zum
Besuch der Lehr- und Unterrichtsmittelmesse
„Interscola" in der Deutschen Demokratischen
Republik und der österreichischen Schul- und Bil-
dungsfachmesse „Interpädagogica" für eine
Gesamtdauer von jeweils sechs Personentagen aus.

Artikel 48

(1) Beide Seiten stellen einander zum Zwecke
der Zusammenarbeit im pädagogischen Bereich auf
Anforderung Publikationen, Studienprogramme
und Lehrmaterial unentgeltlich zur Verfügung.

(2) Sie unterstützen die Zusammenarbeit zwi-
schen den Schulbuch- und Fachbuchverlagen bei-
der Staaten, insbesondere zwischen dem Verlag
Volk und Wissen der Deutschen Demokratischen
Republik und dem Österreichischen Bundesverlag,
durch den Austausch von Informationen und von
Experten für eine Gesamtdauer von jeweils zehn
Personentagen im Gültigkeitszeitraum dieses
Arbeitsprogramms.

Artikel 49

(1) Beide Seiten führen auf dem Gebiet der
Berufsbildung den Erfahrungsaustausch zu beider-
seitig interessierenden Fragen weiter, wie

— Berufsorientierung und -beratung der
Jugendlichen;

— Berufsausbildung der Lehrlinge;
— Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften und

Meistern;
— Einführung und Anwendung von informa-

tionsverarbeitender Technik.

(2) Beide Seiten begrüßen die direkte Zusam-
menarbeit zwischen dem Zentralinstitut für Berufs-
bildung der Deutschen Demokratischen Republik
und dem Institut für Bildungsforschung der Wirt-
schaft sowie der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft der Republik Österreich.

(3) Zu diesem Zweck tauschen sie im Gültig-
keitszeitraum dieses Arbeitsprogramms Experten
für eine Gesamtdauer von jeweils 30 Personentagen
aus.

(4) Darüber hinaus nutzen beide Seiten die Mög-
lichkeit, Delegationen auf eigene Kosten zum Stu-
dium spezieller Probleme der Berufsbildung oder
zur Teilnahme an Konferenzen, Tagungen und
dergleichen zu entsenden. Beide Seiten tauschen im
Rahmen ihrer Möglichkeiten Ausbildungsdoku-
mentationen und Lehrbücher aus.

Artikel 50

Beide Seiten unterstützen die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet von Körperkultur und Sport. Ent-
sprechende Maßnahmen werden zwischen der
Sportleitung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik und der Österreichischen Bundessportorgani-
sation vereinbart.

Artikel 51

Beide Seiten befürworten den weiteren Ausbau
des Jugendtourismus zwischen beiden Staaten.

IV. Allgemeine und finanzielle Bestimmungen

Artikel 52

Nominierungen und Einladungen auf Grund die-
ses Übereinkommens erfolgen auf diplomatischem
Wege.

Artikel 53

Für den Personenaustausch gemäß den Artikeln
1, 2, 3, 4, 5, 6, 8, 27, 29, 32, 35, 37, 40, 44, 45, 46,
47, 48 und 49 dieses Übereinkommens gelten fol-
gende Bestimmungen:

a) Die entsendende Seite stellt der empfangen-
den Seite alle nötigen Unterlagen über die Exper-
ten, die Angaben zur Person, zum beruflichen Wer-
degang, über das geplante Aufenthaltsprogramm
sowie gegebenenfalls die Benennung des gewünsch-
ten wissenschaftlichen Betreuers, des Reise- und
eines Ersatztermins sowie bei längerfristigen Auf-
enthalten ein Gesundheitszeugnis enthalten,

1. beim Personenaustausch gemäß den Artikeln
1, 2, 3, 4, 5, 6, 8, 27, 44, 45, 46, 47, 48 und 49
spätestens zwei Monate;

2. beim Personenaustausch gemäß den Artikeln
29, 32, 37 und 40 spätestens drei Monate

vor der beabsichtigten Ankunft zur Verfügung.

b) Die empfangende Seite teilt der entsendenden
Seite im Falle Absatz a Ziffer 1 innerhalb von
einem Monat, im Falle Absatz a Ziffer 2 innerhalb
von zwei Monaten nach Erhalt der Unterlagen die
Bestätigung der Kandidaten und den vorgeschlage-
nen Anreisetermin mit.

c) Die entsendende Seite setzt die empfangende
Seite vom genauen Zeitpunkt des Eintreffens der
Kandidaten mindestens zwei Wochen vorher in
Kenntnis.

d) Die entsendende Seite trägt die Reisekosten
zum ersten und vom letzten Aufenthaltsort im
Empfangsstaat. Die empfangende Seite trägt die
Kosten der im Aufenthaltsprogramm vorgesehenen
Inlandsreisen.

e) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt den Experten aus der Republik
Österreich gemäß den Artikeln 1, 2, 3, 5, 6, 8, 27,
29, 37, 40, 44, 45, 46, 47, 48 und 49 die unentgeltli-
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che Bereitstellung einer angemessenen Unterkunft
und ein Tagegeld von 36 Mark.

f) Die österreichische Seite gewährt den Exper-
ten aus der Deutschen Demokratischen Republik
gemäß den Artikeln 1, 2, 3, 4, 6, 8, 27, 40, 44, 45,
46, 47, 48 und 49 eine angemessene Unterkunft
und ein Tagegeld von 300 öS und den Experten
gemäß den Artikeln 29 und 37 ein Tagegeld von
750 öS (einschließlich der Übernachtungskosten).

Artikel 54

Für den Austausch von Universitätslehrern
gemäß Artikel 30 dieses Arbeitsprogramms gelten
folgende Bestimmungen:

a) Beide Seiten übermitteln einander die Einla-
dungen für das folgende Studienjahr jeweils bis
15. Juli.

b) Die entsendende Seite trägt die Reisekosten
zum ersten und vom letzten Aufenthaltsort im
Empfangsstaat. Die empfangende Seite trägt die
Kosten allenfalls vorgesehener Inlandsreisen.

c) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt österreichischen Universitätsleh-
rern die unentgeltliche Bereitstellung einer ange-
messenen Unterkunft und ein Tagegeld von
36 Mark sowie einen Betrag von 140 Mark pro
Universitäts- oder Hochschulstadt, in der Vorträge
gehalten werden.

d) Die österreichische Seite gewährt Universi-
tätslehrern aus der Deutschen Demokratischen
Republik ein Tagegeld von 850 öS für Professoren
bzw. 750 öS für Dozenten sowie einen Betrag von
1 000 öS pro Universitäts- oder Hochschulstadt, in
der Vorträge gehalten werden.

Artikel 55

Für den Austausch gemäß Artikel 31 dieses
Arbeitsprogramms gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt eine monatliche Unterstützung
von 700 Mark für Professoren und 600 Mark für
Dozenten.

Im übrigen gelten die Bestimmungen des Arti-
kels 59 mit Ausnahme des Absatzes e sowie des
Absatzes d Ziffer 2.

b) Die österreichische Seite gewährt ein Stipen-
dium von 15 000 öS für Professoren und von
12 000 öS für Dozenten (über 35 Jahre).

Im übrigen gelten die Bestimmungen des Arti-
kels 59 mit Ausnahme des Absatzes d sowie des
Absatzes e Ziffern 1, 2 und 4 zweiter Satz.

Artikel 56

Für den Austausch von Universitätslehrern
gemäß Artikel 32 dieses Arbeitsprogramms gelten
folgende Bestimmungen:

a) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt bei Studienaufenthalten bis zu
zehn Tagen die unentgeltliche Bereitstellung einer
angemessenen Unterkunft und ein Tagegeld von
36 Mark.

b) Die österreichische Seite gewährt bei Studien-
aufenthalten bis zu zehn Tagen je Aufenthaltstag
(einschließlich Übernachtung):

— 850 öS für Universitätsprofessoren und Insti-
tutsleiter,

— 750 öS für andere Wissenschaftler.

c) Die entsendende Seite trägt die Reisekosten
zum ersten und vom letzten Aufenthaltsort im
Empfangsstaat. Die empfangende Seite trägt die
Kosten der im Aufenthaltsprogramm vorgesehenen
Inlandsreisen.

Artikel 57

Für den Stipendienaustausch gemäß Artikel 33
dieses Arbeitsprogramms gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die entsendende Seite stellt der empfangen-
den Seite alle notwendigen Unterlagen über die
Kandidaten jeweils bis 15. April zur Verfügung.

b) Die empfangende Seite teilt der entsendenden
Seite innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der
Unterlagen ihre Entscheidung über die Annahme
der vorgeschlagenen Kandidaten unter Bekannt-
gabe des Studienortes mit.

c) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt österreichischen Stipendiaten die
unentgeltliche Bereitstellung einer angemessenen
Unterkunft sowie ein Stipendium von 550 Mark für
promovierte Akademiker, 500 Mark für Aspiranten
(Doktoranden), 350 Mark für nichtpromovierte
Nachwuchswissenschaftler und 280 Mark für Stu-
denten.

d) Die österreichische Seite gewährt Stipendiaten
aus der Deutschen Demokratischen Republik fol-
gende Stipendien: 5 700 öS für Studierende,
6 200 öS für graduierte Akademiker und 7 200 öS
für Assistenten und Dozenten. Bei Aufenthalten
vom 15. Juni bis 30. September wird generell ein
Stipendienbeitrag von 7 500 öS gewährt.

e) Die entsendende Seite trägt die Reisekosten
zum ersten und vom letzten Aufenthaltsort im
Empfangsstaat. Die empfangende Seite trägt die
Kosten der im Aufenthaltsprogramm vorgesehenen
Inlandsreisen.

Artikel 58

Beide Seiten gewähren Lektoren aus dem ande-
ren Partnerstaat gemäß Artikel 34 ein monatliches
Gehalt im Rahmen ihrer gesetzlichen Bestimmun-
gen entsprechend der Qualifikation.
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Artikel 59
Für den Stipendienaustausch gemäß Artikel 35

dieses Arbeitsprogramms gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die entsendende Seite stellt der empfangen-
den Seite alle notwendigen Unterlagen über die
Kandidaten für das nächste Studienjahr, einschließ-
lich der Angaben über das wissenschaftliche Vorha-
ben, jeweils bis 15. April zur Verfügung.

b) Die empfangende Seite teilt der entsendenden
Seite innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der
Unterlagen ihre Entscheidung über die Annahme
der vorgeschlagenen Kandidaten unter Bekannt-
gabe des Studienortes mit.

c) Die Reisekosten des Stipendiaten zum ersten
und vom letzten Studienort im Empfangsstaat trägt
die entsendende Seite.

d) Die Seite der Deutschen Demokratischen
Republik gewährt österreichischen Stipendiaten:

1. die unentgeltliche Bereitstellung einer ange-
messenen Unterkunft,

2. ein monatliches Stipendium von 550 Mark für
promovierte Akademiker, 500 Mark für Aspi-
ranten (Doktoranden), 350 Mark für nicht-
promovierte Nachwuchswissenschaftler und
280 Mark für Studenten,

3. die Befreiung von Studiengebühren sowie die
unentgeltliche Benutzung von Bibliotheken,
Laboratorien, wissenschaftlichen Apparaten
und Geräten, soweit die Durchführung des
wissenschaftlichen Vorhabens dies erfordert,

4. Abgeltung der Kosten für Reisen in der Deut-
schen Demokratischen Republik, die im wis-
senschaftlichen Arbeitsprogramm vorgesehen
sind, sowie für Reisen, die darüber hinaus von
der zuständigen akademischen Institution als
notwendig beantragt werden.

e) Die österreichische Seite gewährt Stipendiaten
aus der Deutschen Demokratischen Republik:

1. ein monatliches Stipendium von 5 700 öS für
Studierende, 6 200 öS für graduierte Akade-
miker und 7 200 öS für Assistenten und
Dozenten,

2. bei mindestens einsemestrigem Studienaufent-
halt ein einmaliges Startgeld von 2 500 öS
sowie ein Büchergeld von 1 000 öS pro Seme-
ster,

3. Befreiung von Studiengebühren sowie die
kostenlose Benutzung von Bibliotheken,
Laboratorien, wissenschaftlichen Apparaten
und Geräten, soweit die Durchführung des
wissenschaftlichen Vorhabens dies erfordert,

4. Vermittlung von Unterkünften, deren Kosten
aus dem Stipendium zu bestreiten sind. Falls
eine Unterbringung in einem Studentenheim
nicht möglich ist, wird eine angemessene
monatliche Wohnungszulage gewährt,

5. Abgeltung der Kosten für Reisen in Öster-
reich, die im wissenschaftlichen Arbeitspro-

gramm vorgesehen sind, sowie für jene Rei-
sen, die darüber hinaus von der zuständigen
akademischen Institution als notwendig bean-
tragt werden.

Artikel 60

Die empfangende Seite übernimmt bei akuten
Erkrankungen und Unfällen, ausgenommen chro-
nische Erkrankungen und Zahnprothesen, von im
Rahmen dieses Arbeitsprogramms empfangenen
Bürgern des anderen Staates die anfallenden
Kosten für die ambulante und stationäre medizini-
sche Betreuung einschließlich für die erforderlichen
Arzneimittel und den Krankentransport innerhalb
des Empfangsstaates.

Artikel 61

Die Kosten für den Austausch von Materialien
im Rahmen dieses Arbeitsprogramms trägt der ent-
sendende Partner.

Artikel 62

Für die Durchführung von Ausstellungen gelten,
sofern nicht eine andere Vereinbarung getroffen
wird, folgende Bestimmungen:

a) Die entsendende Seite trägt die Kosten für
den Transport zum ersten Ausstellungsort im Emp-
fangsstaat. Transportkosten innerhalb des Emp-
fangsstaates und Kosten für den Rücktransport der
Ausstellung trägt die empfangende Seite. Erfolgt
statt des Rücktransportes der Transport in ein
Drittland, trägt der Empfangsstaat die Transport-
kosten nur bis zu einer Höhe, die den Kosten eines
Rücktransportes zum Bestimmungsort im Entsen-
destaat entspricht.

b) Die für die Herstellung eines Kataloges erfor-
derlichen Materialien werden dem Empfangsstaat
mindestens drei Monate vor dem Eröffnungstermin
übermittelt.

c) Die empfangende Seite trägt die Kosten für
die Organisation, die Werbung und den Druck der
Kataloge und Plakate.

d) Die empfangende Seite übernimmt die volle
Haftung für die Leihgaben ab deren ständigen
Standort im Entsendestaat bis zum Ausstellungsort,
während der Zeit des Aufenthaltes der Leihgaben
im Empfangsstaat und während des Rücktranspor-
tes zum ständigen Standort der Leihgaben im Ent-
sendestaat.

e) Anfallende Restaurierungsarbeiten an Ausstel-
lungsobjekten bedürfen der Zustimmung der ent-
sendenden Seite.

Artikel 63

Dieses Arbeitsprogramm schließt nicht die Ver-
wirklichung weiterer staatlicher Aktivitäten aus, die



2378 114. Stück — Ausgegeben am 28. Juni 1988 — Nr. 312

von beiden Seiten als wünschenswert erachtet und
die schriftlich vereinbart werden.

Artikel 64
Dieses Übereinkommen wird für die Dauer von

drei Jahren abgeschlossen. Es wird angestrebt, Ver-
handlungen über das darauffolgende Übereinkom-
men in der ersten Jahreshälfte 1991 in Berlin durch-
zuführen. Das vorliegende Übereinkommen kann
auf diplomatischem Wege bis zum 30. Juni 1992
verlängert werden.

Es tritt am ersten Tag des dritten Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem das Über-
einkommen unterzeichnet wurde.

Ausgefertigt und unterzeichnet in Wien am
18. Mai 1988 in zwei Originalen in deutscher Spra-
che.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Alois Mock

Für die Regierung der Deutschen Demokratischen
Republik:

Oskar Fischer

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 64 mit 1. August 1988 in Kraft.

Vranitzky

312.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Vorbehalt der Republik Österreich wird
genehmigt.

(Übersetzung)

P R O T O K O L L

ÜBER PRIVILEGIEN,
BEFREIUNGEN UND
IMMUNITÄTEN DER

INTELSAT
PRÄAMBEL

Die Vertragsstaaten dieses Pro-
tokolls —

von der Erwägung geleitet, daß
Artikel XV lit. c des Überein-
kommens über die Internationale
Fernmeldesatellitenorganisation
„INTELSAT" *) vorsieht, daß
alle Vertragsparteien einschließ-
lich derjenigen Vertragspartei, in
deren Hoheitsgebiet sich der Sitz
der INTELSAT befindet, ange-
messene Privilegien, Befreiungen
und Immunitäten gewähren;

in der Erwägung, daß die
INTELSAT mit der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika ein Amtssitzabkommen
geschlossen hat, das am
24. November 1976 in Kraft
getreten ist;

in der Erwägung, daß Arti-
kel XV lit. c des Übereinkom-
mens über die INTELSAT den
Abschluß eines Protokolls über

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 343/1973
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Privilegien, Befreiungen und
Immunitäten durch alle Vertrags-
parteien mit Ausnahme derjeni-
gen Vertragspartei vorsieht, in
deren Hoheitsgebiet sich der Sitz
der INTELSAT befindet;

in Bekräftigung dessen, daß die
von diesem Protokoll erfaßten
Privilegien, Befreiungen und
Immunitäten den Zweck haben,
die wirksame Wahrnehmung der
Aufgaben der INTELSAT zu
gewährleisten —

sind wie folgt übereingekom-
men:

ARTIKEL 1

Begriffsbestimmungen

In diesem Protokoll haben die
nachstehenden Ausdrücke fol-
gende Bedeutung:

a) „Übereinkommen" bezeich-
net das am 20. August 1971
in Washington zur Unter-
zeichnung durch die Regie-
rungen aufgelegte Überein-
kommen über die Interna-
tionale Fernmeldesatelliten-
organisation „INTELSAT"
einschließlich der Anlagen;

b) „Betriebsübereinkom-
men" *) bezeichnet das am
20. August 1971 in Wa-
shington zur Unterzeich-
nung durch die Regierun-
gen oder die von den Regie-
rungen bestimmten Fern-
melde-Rechtsträger aufge-
legte Übereinkommen ein-
schließlich der Anlage;

c) „INTELSAT-Übereinkom-
men" bezeichnet das unter
lit. a bezeichnete Überein-
kommen und das unter lit. b
bezeichnete Betriebsüber-
einkommen;

d) „INTELSAT-Vertragspar-
tei" bezeichnet einen Staat,
für den das Übereinkom-
men in Kraft ist;

e) „INTELSAT-Unterzeich-
ner" bezeichnet diejenigen
INTELSAT-Vertragspar-
teien oder von einer
INTELSAT-Vertragspartei

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 343/1973
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bestimmten Fernmelde-
Rechtsträger, für die das
Betriebsübereinkommen in
Kraft ist;

f) „Vertragspartei" bezeichnet
eine INTELSAT-Vertrags-
partei, für die dieses Proto-
koll in Kraft getreten ist;

g) „Mitglieder des Personals
der INTELSAT" bezeich-
net den Generaldirektor
und diejenigen Mitglieder
der Personals des geschäfts-
führenden Organs, die
Planstellen oder befristete
Stellen mit einer Laufzeit
von mindestens einem Jahr
innehaben und die vollzeit-
lich innerhalb der Organisa-
tion beschäftigt sind, ausge-
nommen Hausbedienstete
der INTELSAT;

h) „Vertreter der Vertragspar-
teien" bezeichnet Vertreter
der INTELSAT-Vertrags-
parteien und bezeichnet
jeweils Delegationsleiter,
ihre Stellvertreter und Bera-
ter;

i) „Vertreter der Unterzeich-
ner" bezeichnet Vertreter
der INTELSAT-Unter-
zeichner und bezeichnet
jeweils Delegationsleiter,
ihre Stellvertreter und Bera-
ter;

j) „Vermögenswert" bezeich-
net jeden wie auch immer
gearteten Gegenstand, der
Eigentum sein kann, sowie
vertragliche Rechte;

k) „Archive" umfaßt alle Auf-
zeichnungen, Schriftwech-
sel, Dokumente, Manu-
skripte, Fotografien, Filme,
optische und magnetische
Unterlagen, die sich im
Eigentum oder Besitz der
INTELSAT befinden.

KAPITEL I:
Vermögenswerte und Geschäfts-

tätigkeit der INTELSAT

ARTIKEL 2

Unverletzlichkeit der Archive

Die Archive der INTELSAT
sind unverletzlich, gleichviel wo
sie sich befinden.
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ARTIKEL 3

Immunität von der Gerichtsbar-
keit und Vollstreckung

(1) Im Rahmen ihrer durch
die INTELSAT-Übereinkommen
genehmigten Tätigkeit genießt
die INTELSAT Immunität von
der Gerichtsbarkeit und Immuni-
tät von der Vollstreckung außer
in folgenden Fällen:

a) soweit der Generaldirektor
im Einzelfall ausdrücklich
darauf verzichtet;

b) hinsichtlich ihrer kommer-
ziellen Tätigkeit;

c) im Fall eines von einem
Dritten angestrengten Zivil-
verfahrens wegen Schäden
auf Grund eines Unfalls,
der durch ein der INTEL-
SAT gehörendes oder für
die INTELSAT betriebenes
Kraftfahrzeug oder sonsti-
ges Verkehrsmittel verur-
sacht wurde, oder im Fall
eines Verstoßes gegen Stra-
ßenverkehrsvorschriften, an
dem ein solches Fahrzeug
beteiligt ist;

d) im Fall der durch eine
gerichtliche Entscheidung
angeordneten Pfändung
von Gehältern und sonsti-
gen Bezügen, welche die
INTELSAT einem Mitglied
des Personals schuldet;

e) im Fall einer Widerklage,
die in unmittelbarem
Zusammenhang mit einem
von der INTELSAT ange-
strengten Verfahren steht,
oder

f) im Fall der Vollstreckung
eines nach Artikel XVIII
des Übereinkommens oder
Artikel 20 des Betriebsüber-
einkommens ergangenen
Schiedsspruchs.

(2) Die Vermögenswerte der
INTELSAT, gleichviel wo und in
wessen Besitz sie sich befinden,
genießen Immunität

a) von jeder Form der Durch-
suchung, Beschlagnahme,
Einziehung und Zwangsver-
waltung;

207
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b) von der Enteignung; jedoch
können Liegenschaften im
öffentlichen Interesse gegen
umgehende Zahlung einer
angemessenen Entschädi-
gung enteignet werden;

c) von jedem behördlichen
Zwang und jeder vorläufi-
gen gerichtlichen Maß-
nahme, sofern diese nicht
zur Verhinderung und
Untersuchung von Unfäl-
len, an denen der INTEL-
SAT gehörende oder für die
INTELSAT betriebene
Kraftfahrzeuge oder andere
Verkehrsmittel beteiligt
sind, vorübergehend erfor-
derlich sind.

ARTIKEL 4

Steuer- und Zollbestimmungen

(1) Im Rahmen ihrer durch
die INTELSAT-Übereinkommen
genehmigten Tätigkeit sind die
INTELSAT und ihre Vermögens-
werte von jeder nationalen Ein-
kommensteuer und von jeder
direkten nationalen Vermögen-
steuer befreit.

(2) Sind im Preis der durch die
INTELSAT gekauften Fernmel-
desatelliten sowie der Bestand-
teile und Teile solcher Satelliten,
die zur Verwendung im weltwei-
ten System gestartet werden sol-
len, solche Steuern oder sonstige
Abgaben enthalten, wie sie übli-
cherweise in diesem Preis enthal-
ten sind, so trifft die Vertragspar-
tei, welche die Steuern oder son-
stigen Abgaben erhoben hat,
geeignete Maßnahmen, um der
INTELSAT den Betrag der fest-
stellbaren Steuern oder sonstigen
Abgaben zu erstatten.

(3) Die INTELSAT ist von
Zöllen und anderen auf Grund
der Ein- oder Ausfuhr von Fern-
meldesatelliten und Bestandteilen
und Teilen solcher Satelliten, die
zur Verwendung im weltweiten
System gestartet werden sollen,
auferlegten sonstigen Abgaben,
Verboten oder Beschränkungen
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befreit. Die Vertragsparteien sol-
len alle geeigneten Schritte unter-
nehmen, um die Zollabfertigung
zu erleichtern.

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gel-
ten nicht für Steuern oder son-
stige Abgaben, die tatsächlich nur
die Vergütung für besondere
Dienstleistungen darstellen.

(5) Der INTELSAT gehörende
Waren, die nach Absatz 2 oder 3
befreit worden sind, dürfen nur
nach Maßgabe der innerstaatli-
chen Gesetze der Vertragspartei,
welche die Befreiung gewährt
hat, dauernd oder zeitweilig
übertragen, vermietet oder verlie-
hen werden.

ARTIKEL 5

Nachrichtenverkehr

Bei ihrem amtlichen Nachrich-
tenverkehr und der Übermittlung
aller ihrer Schriftstücke hat die
INTELSAT im Hoheitsgebiet
jeder Vertragspartei Anspruch
auf eine nicht weniger günstige
Behandlung als sie anderen zwi-
schenstaatlichen nichtregionalen
Organisationen in bezug auf
Prioritäten, Posttarife und
-gebühren und alle Arten von
Fernmeldeverbindungen gewährt
wird, soweit dies mit internatio-
nalen Übereinkünften, Regelun-
gen und Absprachen vereinbar ist,
denen diese Vertragspartei ange-
hört. Der amtliche Nachrichten-
verkehr der INTELSAT, gleich-
viel mit welchem Nachrichtenmit-
tel, unterliegt nicht der Zensur.

ARTIKEL 6

Beschränkungen

Im Rahmen ihrer durch
die INTELSAT-Übereinkommen
genehmigten Tätigkeit unterlie-
gen die im Besitz der INTELSAT
befindlichen Geldmittel keinen
Kontrollen, Beschränkungen,
Regelungen oder Stillhalteverein-
barungen irgendwelcher Art,
sofern die Geschäfte mit diesen
Geldmitteln den Gesetzen der
Vertragspartei entsprechen.
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KAPITEL II:

Mitglieder des Personals der
INTELSAT

ARTIKEL 7

(1) Die Mitglieder des Perso-
nals der INTELSAT genießen
folgende Privilegien, Befreiungen
und Immunitäten:

a) Immunität von der
Gerichtsbarkeit, auch nach
ihrem Ausscheiden aus dem
Dienst der INTELSAT,
hinsichtlich der von ihnen
bei der Wahrnehmung ihrer
amtlichen Aufgaben und im
Rahmen ihrer Befugnisse
vorgenommenen Handlun-
gen einschließlich ihrer
schriftlichen und mündli-
chen Äußerungen. Diese
Immunität gilt jedoch nicht
im Fall eines von einem
Dritten angestrengten Zivil-
verfahrens wegen Schäden
auf Grund eines Unfalls,
der durch ein ihnen gehö-
rendes oder von ihnen
geführtes Kraftfahrzeug
oder sonstiges Verkehrsmit-
tel verursacht wurde, oder
im Fall eines Verstoßes
gegen Straßenverkehrsvor-
schriften, der von ihnen
begangen wird und an dem
ein solches Fahrzeug betei-
ligt ist;

b) Unverletzlichkeit der amtli-
chen Schriftstücke und
Papiere im Zusammenhang
mit der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Rahmen der
Tätigkeit der INTELSAT;

c) Befreiung von allen Ver-
pflichtungen zur nationalen
Dienstleistung;

d) für sich selbst und für die in
ihrem Haushalt lebenden
Familienangehörigen die-
selbe Befreiung von Einrei-
sebeschränkungen, von der
Ausländermeldepflicht und
von Ausreiseförmlichkeiten
sowie in Zeiten internatio-
naler Krisen dieselben
Erleichterungen bezüglich
der Heimschaffung, wie sie
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üblicherweise Mitgliedern
des Personals zwischen-
staatlicher Organisationen
gewährt werden;

e) Befreiung von jeder natio-
nalen Einkommensteuer für
die ihnen von der INTEL-
SAT gezahlten Gehälter
und sonstigen Bezüge aus-
schließlich der von der
INTELSAT gezahlten
Ruhegehälter und ähnlichen
Leistungen. Die Vertrags-
parteien behalten sich das
Recht vor, diese Gehälter
und sonstigen Bezüge bei
der Festsetzung des auf Ein-
kommen aus anderen Quel-
len zu erhebenden Steuer-
betrags zu berücksichtigen;

f) dieselbe Behandlung in
bezug auf die Währungs-
und Devisenkontrolle, wie
sie üblicherweise den Mit-
gliedern des Personals zwi-
schenstaatlicher Organisa-
tionen gewährt wird;

g) das Recht, ihre Wohnungs-
einrichtung und ihre per-
sönlichen Gebrauchsgegen-
stände einschließlich eines
Kraftfahrzeuges bei Antritt
ihres Dienstes im Hoheits-
gebiet einer Vertragspartei
frei von Zöllen und anderen
Zollabgaben (außer der
Vergütung für Dienstlei-
stungen) einzuführen und
bei Beendigung ihres Dien-
stes zollfrei wiederauszu-
führen; dies gilt vorbehalt-
lich der in den Gesetzen der
betreffenden Vertragspartei
festgelegten Bedingungen.

(2) Mitgliedern des Personals
gehörende Waren, die nach
Absatz 1 lit. g befreit worden
sind, dürfen nur nach Maßgabe
der innerstaatlichen Gesetze der
Vertragspartei, welche die Befrei-
ung gewährt hat, dauernd oder
zeitweilig übertragen, vermietet
oder verliehen werden.

(3) Sofern die Mitglieder des
Personals vom System der Sozia-
len Sicherheit der INTELSAT
erfaßt werden, sind die INTEL-
SAT und die Mitglieder ihres
Personals von allen Pflichtbeiträ-
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gen zu nationalen Systemen der
Sozialen Sicherheit befreit; dies
gilt vorbehaltlich der nach Arti-
kel 12 mit den betreffenden Ver-
tragsparteien zu schließenden
Übereinkünfte. Diese Befreiung
schließt eine freiwillige Beteili-
gung an einem nationalen System
der Sozialen Sicherheit in Über-
einstimmung mit dem Recht der
betreffenden Vertragspartei nicht
aus; sie verpflichtet auch eine
Vertragspartei nicht, Leistungen
im Rahmen der Systeme der
Sozialen Sicherheit an Mitglieder
des Personals zu zahlen, die nach
diesem Absatz befreit sind.

(4) Die Vertragsparteien tref-
fen alle geeigneten Maßnahmen,
um den Mitgliedern des Perso-
nals der INTELSAT die Einreise
in ihr Hoheitsgebiet, den Aufent-
halt dort und die Ausreise daraus
zu erleichtern.

(5) Die Vertragsparteien sind
nicht verpflichtet, ihren eigenen
Staatsangehörigen oder Personen
mit ständigem Aufenthalt in
ihrem Hoheitsgebiet die in
Absatz 1 lit c, d, e, f und g und in
Absatz 3 vorgesehenen Privile-
gien, Befreiungen und Immunitä-
ten zu gewähren.

(6) Der Generaldirektor der
INTELSAT notifiziert den
betreffenden Vertragsparteien die
Namen der Mitglieder des Perso-
nals, für welche dieser Artikel
gilt. Er notifiziert der Vertrags-
partei, welche die Befreiung nach
Absatz 1 lit. d gewährt, unverzüg-
lich die Beendigung der amtli-
chen Aufgaben eines Mitglieds
des Personals im Hoheitsgebiet
der Vertragspartei.

KAPITEL III:

Vertreter der INTELSAT-Ver-
tragsparteien und -Unterzeichner
und Personen, die an Schiedsver-

fahren teilnehmen

ARTIKEL 8

(1) Die Vertreter der INTEL-
SAT-Vertragsparteien auf
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Tagungen, die von der INTEL-
SAT einberufen oder unter ihrer
Schirmherrschaft abgehalten wer-
den, genießen bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben und wäh-
rend ihrer Reisen nach oder von
dem Tagungsort folgende Privile-
gien und Immunitäten:

a) Immunität von der
Gerichtsbarkeit, auch nach
Beendigung ihres Auftrags,
hinsichtlich der von ihnen
bei der Wahrnehmung ihrer
amtlichen Aufgaben und im
Rahmen ihrer Befugnisse
vorgenommenen Handlun-
gen einschließlich ihrer
schriftlichen und mündli-
chen Äußerungen. Diese
Immunität gilt jedoch nicht
im Fall eines von einem
Dritten angestrengten Zivil-
verfahrens wegen Schäden
auf Grund eines Unfalls,
der durch ein ihnen gehö-
rendes oder von ihnen
geführtes Kraftfahrzeug
oder sonstiges Verkehrsmit-
tel verursacht wurde, oder
im Fall eines Verstoßes
gegen Straßenverkehrsvor-
schriften, der von ihnen
begangen wurde und an
dem ein solches Fahrzeug
beteiligt ist;

b) Unverletzlichkeit aller ihrer
amtlichen Schriftstücke und
Papiere;

c) für sich selbst und für die in
ihrem Haushalt lebenden
Familienangehörigen die-
selbe Befreiung von Einrei-
sebeschränkungen, von der
Ausländermeldepflicht und
von Ausreiseförmlichkeiten,
wie sie üblicherweise Mit-
gliedern des Personals zwi-
schenstaatlicher Organisa-
tionen gewährt wird;
jedoch ist keine Vertrags-
partei verpflichtet, diese
Bestimmungen auf Perso-
nen mit ständigem Aufent-
halt in ihrem Hoheitsgebiet
anzuwenden.

(2) Die Vertreter der Unter-
zeichner auf Tagungen, die von
der INTELSAT einberufen oder
unter ihrer Schirmherrschaft
abgehalten werden, genießen bei
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der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben und während ihrer Reisen
nach oder von dem Tagungsort
folgende Privilegien und Immuni-
täten :

a) Unverletzlichkeit der amtli-
chen Schriftstücke und
Papiere im Zusammenhang
mit der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Rahmen der
Tätigkeit der INTELSAT;

b) für sich selbst und für die in
ihrem Haushalt lebenden
Familienangehörigen die-
selbe Befreiung von Einrei-
sebeschränkungen, von der
Ausländermeldepflicht und
von Ausreiseförmlichkeiten,
wie sie üblicherweise Mit-
gliedern des Personals zwi-
schenstaatlicher Organisa-
tionen gewährt wird;
jedoch ist keine Vertrags-
partei verpflichtet, diese
Bestimmung auf Personen
mit ständigem Aufenthalt in
ihrem Hoheitsgebiet anzu-
wenden.

(3) Die Mitglieder eines
Schiedsgerichts und die von die-
sem Gericht geladenen Zeugen,
die an Schiedsverfahren nach
Anlage C des Übereinkommens
teilnehmen, genießen bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
sowie während ihrer Reisen nach
oder von dem Tagungsort die in
Absatz 1 lit. a, b und c bezeichne-
ten Privilegien und Immunitäten.

(4) Die Vertragsparteien sind
nicht verpflichtet, ihren eigenen
Staatsangehörigen oder ihren
eigenen Vertretern die in den
Absätzen 1 und 2 bezeichneten
Privilegien und Immunitäten zu
gewähren.

KAPITEL IV

Aufhebung

ARTIKEL 9

Die in diesem Protokoll vorge-
sehenen Privilegien, Befreiungen
und Immunitäten werden nicht
zum persönlichen Vorteil einzel-
ner gewährt. Wenn die Gefahr
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besteht, daß diese Privilegien,
Befreiungen und Immunitäten
verhindern, daß der Gerechtig-
keit Genüge geschieht, und wenn
sie ohne Beeinträchtigung der
wirksamen Wahrnehmung der
Aufgaben der INTELSAT aufge-
hoben werden können, werden
die nachstehend aufgeführten
Stellen damit einverstanden sein,
die Privilegien, Befreiungen und
Immunitäten aufzuheben:

a) die Vertragsparteien hin-
sichtlich ihrer Vertreter und
der Vertreter ihrer Unter-
zeichner;

b) der Gouverneursrat hin-
sichtlich des Generaldirek-
tors der INTELSAT;

c) der Generaldirektor der
INTELSAT hinsichtlich der
INTELSAT und der übri-
gen Mitglieder des Perso-
nals;

d) der Gouverneursrat hin-
sichtlich der Personen, die
an den in Artikel 8 Absatz 3
genannten Schiedsverfahren
teilnehmen.

KAPITEL V

Allgemeine Bestimmungen

ARTIKEL 10

Vorsichtsmaßnahmen

Jede Vertragspartei behält sich
das Recht vor, alle im Interesse
ihrer Sicherheit erforderlichen
Maßnahmen zu treffen.

ARTIKEL 11

Zusammenarbeit mit den Ver-
tragsparteien

Die INTELSAT und die Mit-
glieder ihres Personals arbeiten
jederzeit mit den zuständigen
Behörden der betreffenden Ver-
tragsparteien zusammen, um eine
geordnete Rechtspflege zu
erleichtern, die Einhaltung der
Gesetze und sonstigen Vorschrif-
ten der betreffenden Vertragspar-
teien zu gewährleisten und jeden
Mißbrauch der in diesem Proto-
koll vorgesehenen Privilegien,
Befreiungen und Immunitäten zu
verhindern.
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ARTIKEL 12

Ergänzungsabkommen

Die INTELSAT kann mit ein-
zelnen oder mehreren Vertrags-
parteien Ergänzungsabkommen
zur Durchführung dieses Proto-
kolls in bezug auf diese Vertrags-
partei oder Vertragsparteien
sowie sonstige Übereinkünfte
schließen, um eine wirksame
Tätigkeit der INTELSAT zu
gewährleisten.

ARTIKEL 13

Beilegung von Streitigkeiten

Jede Streitigkeit zwischen der
INTELSAT und einer Vertrags-
partei oder zwischen Vertrags-
parteien über die Auslegung oder
Anwendung dieses Protokolls,
die nicht durch Verhandlungen
oder sonstige vereinbarte Mittel
beigelegt wird, ist zur endgülti-
gen Entscheidung einem aus drei
Schiedsrichtern bestehenden
Gericht vorzulegen. Jede Streit-
partei bestellt einen dieser
Schiedsrichter innerhalb von
sechzig (60) Tagen nach dem
Tag, an dem eine Partei der
anderen ihre Absicht mitgeteilt
hat, die Streitigkeit einem
Schiedsverfahren zu unterwerfen.
Der dritte Schiedsrichter, der
Obmann des Schiedsgerichts ist,
wird von den beiden ersten
Schiedsrichtern ausgewählt. Kön-
nen sich die beiden ersten
Schiedsrichter binnen sechzig
(60) Tagen nach Bestellung des
zweiten Schiedsrichters nicht auf
den dritten Schiedsrichter eini-
gen, so wird dieser vom General-
sekretär der Vereinten Nationen
ausgewählt.

KAPITEL VI

Schlußbestimmungen

ARTIKEL 14

(1) Dieses Protokoll liegt bis
zum 20. November 1978 für die
INTELSAT-Vertragsparteien mit
Ausnahme derjenigen Vertrags-
partei, in deren Hoheitsgebiet
sich der Sitz befindet, zur Unter-
zeichnung auf.
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(2) Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung. Die Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden werden beim
Generaldirektor der INTELSAT
hinterlegt.

(3) Dieses Protokoll liegt für
die in Absatz 1 bezeichneten
INTELSAT-Vertragsparteien
zum Beitritt auf. Die Beitrittsur-
kunden werden beim Generaldi-
rektor der INTELSAT hinterlegt.

ARTIKEL 15

Jede INTELSAT-Vertragspar-
tei kann bei der Hinterlegung
ihrer Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde Vorbehalte zu jeder
Bestimmung dieses Protokolls
machen. Die Vorbehalte können
jederzeit durch eine an den Gene-
raldirektor der INTELSAT
gerichtete diesbezügliche Erklä-
rung zurückgenommen werden.
Sofern in der Erklärung nichts
anderes angegeben ist, wird die
Zurücknahme mit ihrem Eingang
beim Generaldirektor wirksam.

ARTIKEL 16

(1) Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach Hinterle-
gung der zwölften Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Protokoll nach Hinterlegung
der zwölften Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde ratifiziert, an-
nimmt, genehmigt oder ihm bei-
tritt, tritt es am dreißigsten Tag
nach Hinterlegung der Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
durch diesen Staat in Kraft.

ARTIKEL 17

(1) Dieses Protokoll bleibt bis
zum Außerkrafttreten des Über-
einkommens in Kraft.
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(2) Jede Vertragspartei kann
dieses Protokoll durch eine an
den Generaldirektor der INTEL-
SAT gerichtete schriftliche Noti-
fikation kündigen. Die Kündi-
gung wird sechs Monate nach
ihrem Eingang beim Generaldi-
rektor der INTELSAT wirksam.

(3) Der Austritt einer Vertrags-
partei aus der INTELSAT nach
Artikel XVI des Übereinkom-
mens bedeutet gleichzeitig die
Kündigung dieses Protokolls
durch den betreffenden Staat.

ARTIKEL 18

(1) Der Generaldirektor der
INTELSAT notifiziert allen Staa-
ten, die dieses Protokoll unter-
zeichnet haben oder ihm beige-
treten sind, die Hinterlegung
jeder Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde, das Inkrafttreten des Pro-
tokolls und alle anderen Mittei-
lungen im Zusammenhang mit
dem Protokoll.

(2) Sogleich nach Inkrafttreten
dieses Protokolls läßt es der
Generaldirektor der INTELSAT
nach Artikel 102 der Satzung der
Vereinten Nationen bei deren
Sekretariat registrieren.

(3) Die Urschrift dieses Proto-
kolls, dessen englischer, französi-
scher und spanischer Wortlaut
gleichermaßen authentisch ist,
wird beim Generaldirektor der
INTELSAT hinterlegt; dieser
übermittelt den INTELSAT-Ver-
tragsparteien beglaubigte Ab-
schriften.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten, von ihren Regie-
rungen gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Washington am
19. Mai 1978.

(Übersetzung)
Vorbehalt der Republik Öster-

reich

Artikel 4 Absatz 2 wird mit der
Maßgabe angewendet, daß sich
daraus für die Republik Öster-
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reich keine Verpflichtung ergibt,
die über die Umsatzsteuervergü-
tung hinausgeht. Die Umsatz-
steuervergütung wird unter sinn-
gemäßer Anwendung jener
Bestimmungen erfolgen, die für
die Umsatzsteuervergütung an
die in Österreich errichteten aus-
ländischen Vertretungsbehörden
gelten. Eine Umsatzsteuervergü-
tung ist nur in jenen Fällen erfor-
derlich, in denen eine Umsatz-
steuerentlastung nicht bereits
nach den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften über Ausfuhrum-
sätze möglich war.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 5. Mai 1988 beim Generaldirektor der INTELSAT hinterlegt; das Protokoll ist daher
gemäß seinem Art. 16 Abs. 2 mit 4. Juni 1988 in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der INTELSAT haben folgende weitere Staaten das Proto-
koll ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Ägypten, Barbados, Brasilien, Chile, China, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-
West), El Salvador, Finnland, Indonesien, Irak, Italien, Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Republik
Korea, Kuwait, Liechtenstein, Malawi, Mexiko, Niederlande, Pakistan, Sambia, Schweden, Schweiz,
Senegal, Spanien, Thailand, Tschad, Venezuela und Vereinigtes Königreich.

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Bundesrepublik Deutschland

„In Zusammenhang mit der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde zu dem Protokoll über Privile-
gien, Befreiungen und Immunitäten der INTELSAT vom 19. Mai 1978 habe ich die Ehre, nach Artikel 15
einen Vorbehalt zu Artikel 7 lit. e des Protokolls vom 19. Mai 1978 zu machen."

El Salvador

„1. Hinsichtlich der Bestimmungen von Artikel 3 Abs. 2 lit. b des genannten Protokolls wird erklärt,
daß in Enteignungsfällen die Bestimmungen der Politischen Verfassung anzuwenden sind.

In diesem Zusammenhang erklärt diese Junta, daß bezüglich Enteignung Artikel 138 der Politischen
Verfassung von El Salvador folgendes aussagt:

,Eine Enteignung ist gerechtfertigt, wenn sie im öffentlichen oder gesetzlich begründeten sozialen
Interesse erfolgt und dafür eine angemessene Entschädigung im voraus geleistet wird. Erfolgt eine Enteig-
nung auf Grund von Erfordernissen, die auf Kriegsgeschehnisse oder öffentliche Unglücksfälle zurückzu-
führen sind und ist ihr Zweck die Versorgung mit Wasser oder elektrischem Strom oder die Errichtung
von Häusern oder Straßen, muß im voraus keine Entschädigung geleistet werden.'

,Wenn es durch die für eine gemäß vorangehendem Absatz enteignete Liegenschaft zuzuerkennende
Entschädigungssumme gerechtfertigt ist, können die Zahlungen in Raten über einen Zeitraum erfolgen,
der jedoch zwanzig Jahre nicht übersteigen darf.'

2. Bezüglich des letzten Teiles von Artikel 5 desselben Protokolls wird mitgeteilt, daß er keine
Anwendung findet, wenn die verfassungsmäßigen Garantien außer Kraft gesetzt werden.

In diesem Zusammenhang übernimmt die Junta hiemit den Wortlaut des letzten Teiles, der wie folgt
lautet: ,Der amtliche Nachrichtenverkehr der INTELSAT, gleichviel mit welchem Nachrichtenmittel,
unterliegt nicht der Zensur.'
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Ebenso erklärt sie, daß die Außerkraftsetzung der genannten Garantien hinsichtlich der Zensur des
Nachrichtenverkehrs durch die Politische Verfassung El Salvadors geregelt wird. Die daraus zutreffenden
Teile der geltenden Bestimmungen lauten wie folgt:

Artikel 175. Im Falle eines Krieges, einer Invasion des Hoheitsgebietes, einer Revolte, eines Aufstan-
des, einer Katastrophe, einer Epidemie oder eines anderen allgemeinen Unglücks, oder einer schwerwie-
genden Störung der öffentlichen Ordnung können die in Artikel 158, erster Absatz, und Artikel 159 . . .
dieser Verfassung . . . festgelegten Garantien außer Kraft gesetzt werden. Eine solche Außerkraftsetzung
kann sich auf einen Teil oder die Gesamtheit des Hoheitsgebietes der Republik erstrecken und ist je nach
Fall von der Gesetzgebung oder Vollziehung auf dem Erlaßwege anzuordnen.'

Artikel 158. Alle Personen können ihre Gedanken frei äußern oder verbreiten mit der Maßgabe, daß
dadurch weder gegen die Moral von Einzelpersonen verstoßen noch deren Privatleben beeinträchtigt
wird. Die Ausübung dieses Rechtes unterliegt keiner vorherigen Überprüfung, Zensur oder Sicherheitslei-
stung; jene Personen aber, die in Ausübung dieses Rechtes gegen das Gesetz verstoßen, werden für jede
begangene strafbare Handlung zur Verantwortung gezogen.'

Artikel 159. Jede Art des Schriftverkehrs ist unverletzlich; wird er abgefangen, so ist er weder als
maßgebliches Beweisstück zu betrachten, noch darf er in irgendwelchen Verfahren verwendet werden,
ausgenommen in zivil- oder handelsrechtlichen Konkursfällen.'"

Japan

,Aus Anlaß der Hinterlegung der Beitrittsurkunde des Protokolls über Privilegien, Befreiungen und
Immunitäten der INTELSAT hat die japanische Regierung den Wunsch, im Einklang mit den Bestimmun-
gen von Artikel 15 des Protokolls Vorbehalte hinsichtlich Artikel 4 Abs. 2 und Artikel 8 Abs. 3 zu machen.
Demzufolge ist Japan an die Bestimmungen von Artikel 4 Abs. 2 nicht gebunden, und hinsichtlich Artikel 8
Abs. 3 wird es den in diesem Absatz genannten Zeugen die in Artikel 8 Abs. 1 lit. c angeführten Privilegien
und Immunitäten nicht zuerkennen."

Jordanien

„Daß das Personal mit jordanischer Staatsbürgerschaft von den im Protokoll vorgesehenen Privile-
gien und Immunitäten nicht befreit ist, sofern sich sein Arbeitsplatz in Jordanien selbst befindet."

Mexiko

„Auf Grund der in der Politischen Verfassung der Vereinigten Mexikanischen Staaten enthaltenen
Eigentumsbestimmungen ist es der INTELSAT nicht möglich, auf mexikanischem Hoheitsgebiet Liegen-
schaften zu erwerben."

Niederlande

„Das Königreich der Niederlande macht einen Vorbehalt hinsichtlich der Befreiung der von der
INTELSAT gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge von jeder nationalen Einkommensteuer nach Arti-
kel 7 Abs. 1 lit. 13 des Protokolls, solange die INTELSAT nicht selbst eine Steuer auf seine Gehälter und
sonstigen Bezüge für eigene Zwecke einhebt; das Königreich der Niederlande wird Artikel 8 Abs. 2 lit. b
des Protokolls in jenen Fällen nicht zur Anwendung bringen, in denen der Unterzeichner ein Privatrechts-
träger ist."

Schweiz

„Die Schweiz ist der Ansicht, daß es sich bei der Steuer auf den feststellbaren Geschäftsumfang im
Sinne von Artikel 4 Abs. 2 um jene Steuer handelt, die auf Güter eingehoben wird, welche an die INTEL-
SAT geliefert werden und einen Wert von mehr als 100 Schweizerfranken darstellen."

Venezuela

Die Ratifikationsurkunde enthält folgende Erklärung: „. . . vorbehaltlich der Bestimmungen von Arti-
kel 13 des obengenannten Protokolls."

Vranitzky


